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Verhandlungen der II . Kammer der badischen Stände i. I . 1844 . sl 2 . Dez.4

Herausgegeben von den Abgeordneten

Boffermaim , Naum , Vissing , Vuhl , Gottschalk , v . Jhsiei« , Mathy , Nindrschwcnder , Sander , Welcker , Weiler

und Anderen .
Rcdigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel.

120ste öffentliche Sitzung der 2. Kammer .

( Schluß . )

Sofort wird zu der specicllcn Discussi
'on der von der

ersten Kammer veränderten Paragraphen übergegangen :

§ . 7 und 8 werden unter § . 543 Vorkommen .

§ . 27 . Wortlaut des neuesten Beschlusses der ersten

Kammer :

„Gegen den Inländer , welcher zu einer Zuchthaus¬

strafe verurtheilt wird , ist zugleich , insofern er für die

öffentliche Sicherheit besonders gefährlich erscheint , auf

Stellung unter polizeiliche Aufsicht zu erkennen . "

( Nach den letzten Beschlüssen der zweiten Kammer hieß

eS : Gegen den Inländer , welcher wegen Tödtung , Ver¬

giftung , mit Vorbedacht verübter Körperverletzung , Raub ,
Wildcrei , Diebstahl , Fälschung ( Tit . XXXI . u . XXXVI .) ,

Brandstiftung , Betrug oder gewerbsmäßiger Begünstigung
von Verbrechen ( 8 - 12ö ) zu einer Zuchthausstrafe rc .)

Hecker erklärt sich wie früher , auch heute wieder gegen
die polizeiliche Beaufsichtigung überhaupt und nur eventuell

für die Herstellung des Paragraphen nach der Fassung der

zweiten Kammer . Nach der Fassung der ersten Kammer

werde die polizeiliche Aufsicht auf alle mit Zuchthausstrafe
bedrohten Verbrechen ausgedehnt ; indem nun daS die

Strafen unter drei Jahren auSfprechcnde Collegium aus

drei nicht zu einem ständigen Collegium vereinigten Män¬

nern zusammengesetzt sei , deßhalb auch alle Vortheile der

Collegialität verloren gehen , ferner lediglich daS historische

Unheil deS Richters entscheide und gar keine Beweis¬

theorie eristire und ferner bei Betrachtung ves die poli¬

zeiliche Aufsicht betreffenden § . 29 muß er cs für eine

crorbiiante Härte halten , wenn man cS in die Hand deS

Richters legt , bei jedem Verbrecher , wenn er nur den

Menschen für gefährlich hält , nach seinem subjectivcn Ur ,

thcil ihm auf längere oder kürzere Zeit zu sagen : Du darfst

dich nicht über Nacht von Haus entfernen ohne bei dem

OrtSvorsteher anzufragen , was in manchen Fällen oft gar

nicht möglich ist . Wenigstens sollte der betreffende § . 27

doch dem StaatSzweck entsprechen , indem die Verbrechen

spcciell darin bezeichnet würden und ebenso auch der Huma¬

nität Rechnung tragen und zwar so , daß nicht gleich ein

Mensch , wenn ihn der Richter für gefährlich hält , unter

polizeiliche Aufsicht gestellt werde .
StaatSrath I o l l y bemerkt , daß diese Argumentation da¬

hin führen würde , alle gesetzlicheBestimmungen seien nichts

und der Richter könne machen , was er wolle ; eine solche

Herabwürdigung deS Ansehens der Gesetze sei durchaus

unzweckmäßig .
Weizel wendet ein , daß die zwei Grundbedingungen

des Erkenntnisses auf polizeiliche Beaufsichtigung : das vor¬

angehende Crkenmniß auf Zuchthausstrafe und dann

die Gefährdung der öffentlichen Sicherheit durch den Ver¬

brechersei . Außerdem erkenne in der Regel nur das Hofge¬

richt auf Zuchthaus und blos in einigen Fällen habe die

Abänderung durch die erste Kammer dcmBezirkSstrafgericht

dieses Rechteingeräumt . Die Behauptung , daß nach dem Straf -

proceß keine Beweistheoric eristire , erklärt der Redner eben¬

falls für unrichtig , worauf man bei der spccicllen Dis¬

kussion zurückkommen werde ; — eben so wenig kann er

zugeben , daß durch die Fassung der ersten Kammer die

polizeiliche Aufsicht ungebührlich erweitert worden sei , denn

zu den in dem von der zweiten Kammer früher angenom¬

menen § 27 genannten Verbrechen könnten nur noch bieder

Nothzncht , des Landesverraths , Meineids und HochverrathS

kommen , welche Verbrechen keine so große Zärtlichkeit ver¬

dienten , namentlich , wenn noch die Gefährdung der öffent¬

lichen Sicherheit dabei in Betracht komme . In Absicht auf

Hochverrath u . drgl . werde sich , schon Kraft anderer Be¬

fugnisse des Staats , die polizeiliche Bcaufsichtigiing ergeben

und vielleicht schlimmer seyn , wenn diese Beaufsichtigung

von der Polizei auSgehe , als wenn sie auf Crkeuntniß deS

Richters und so vollzogen werde , wie sie daS Gesetz vor -

schrribt .
Sander sieht in der polizeilichen Beaufsichtigung auch
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den großen Mißstand , daß die Bestraften , von denen man >
doch wünsche und boffe , daß sie gebessert werden , von der
menschlichen Gesellschaft zurückgestoßcn und so eigentlich
wieder auf den Weg deS Verbrechens geworfen werden .
Außerdem erblickt er in der Wahl des allgemeinen Aus¬
druckes „ erstandene Zuchthausstrafe zieht die polizeiliche j
Aufsicht nach sich " einen Wink für den Richter , der bei
politischen Verbrechen einen Spielraum zwischen Zuchthaus !
und Arbeitshaus habe , das letztere zu wählen , um jene
polizeiliche Aussicht eintreten lassen zu können .

StaatSrath Jollp glaubt , daß Diejenigen , welche sich
gegen die Fassung der ersten Kammer erklären , dennoch da - .
durch die Ausschließung politischer Verbrechen nicht er - !
reichen würden , indem cs Pflicht der Regierung sei , Einen , !
der sich ein solches zu Schulden kommen ließ , nicht aus den
Augen zu verlieren ; die Gerechtigkeit fordere , daß man !
Verbrechen nicht bloS darum , weil eS gewisse Verbrechen ;
feien , von der polizeilichen Beaufsichtigung ausschließe . Die |
Besorgnisse des Abg . Sander hält er für übertrieben und i
wünscht überhaupt , die ewigen Versuche , die Gerichte zu
verdächtigen , möchten ein Mal aufhören . '

Hecker entgegnet , daß hier nicht von der Verdäch - 1

tigung eines einzelnen Individuums , welches heute oder !
morgen auf dem Ricktcrstuhl sitze, die Rede sei , sondern jes sich darum handle , Garantien überhaupt zu schaffen, t

Welcker unterstützt den Antrag des Abg . Hecker , indem i
er glaubt , daß die frühere Fassung das Wenigste sei, was ;
man fordern könne und die Ucberzeugung hat , daß die !
polizeiliche Aufsicht in den meisten Fällen mehr schaden !
alS nutzen könne . Er macht darauf aufmerksam , daß er, I
was gewöhnlich von der andern Seite übersehen und dann !
eine Menge von Beschuldigungen darauf gegründet werden , !
keineswegs erwiesene Schuldige , sondern ehrenwcrthc un « !
schuldige Männer schützen wolle , damit sie nicht in Cri - '
minaluntcrsuchungen verwickelt werden und daß er nicht die all - !
gemeine Freiheit aller Bürger unterdrückt sehen wolle , wo - ;
bei er durchaus nicht die politischen Vergehen allein im
Auge habe . ,

Nachdem sich noch Sander , Bekk , Baum und !
Hecker über diesen PassuS ausgesprochen , wird bei der
Abstimmung der Antrag des letzter » abgelehnt .

§ . 39 . Neuester Beschluß der ersten Kammer : 1

„ Die in den Kreisgefängnissen verwahrten Ge - !
fangencn werden innerhalb des Hauses auf eine ihren
persönlichen Verhältnissen angemessene und mit der
Ordnung deS HauscS verträgliche Weife beschäftigt . "

Früherer Beschluß der zweiten Kammer :
„ Die in den KreiSgefängnissen verwahrte « !

Gefangenen werden innerhalb des Hauses beschäftigt ,wobei denselben unter allen die Ordnung im Hause
nicht störenden Beschäftigungsarten die Wahl gelassen
werden soll. "

Welcker beantragt die Wiederherstellung der früher «
Fassung , weil er nicht den Hauptunterschied zwischen Zucht¬
haus - und Kreisgefängniß aufgehoben wissen will , auch
Alles haßt , waS die Willkübr der Richter und Behörden
in Beziehung auf die Strafgefangenen ohne Roth vermehrt ;
überdieß beschimpfe die Zwangsarbeit in den Augen der
Meisten .

Hecker beantragt , auch den § . 39 a . in die Diöcussion
zu ziehen , indem er auch hier den Gefangenen zu keiner
Arbeit angehalten wissen will , und erklärt sich überhaupt
für den Strich .

Er lautet nach der neuesten Fassung der ersten Kammer :
„ Auf gleiche Weise ( § . 39 ) werden , wo daS Gericht
eS im Urthcile besonders verfügt , auch die im AmlS -
gcfängniffe verwahrten Gefangenen beschäftigt .

Nur unter den Voraussetzungen des § . 5l a . kann
darauf erkannt werden , daß der Verurtheilte im AintS -
gefängniffe zu beschäftigen sei. "

Ministerialrath v . Jagemann und die Abgeordneten
Trefurt und v. Stockhorn sprechen gegen den Hecker -
scheu Antrag und machen geltend , daß hier nicht davon
die Rede sryn könne , einen Mann zu quälen und zu mar¬
tern , oder eine Arbeit von ihm zu verlangen , welche seiner
Bildungsstufe direkt cntgcgcnstehc ; eben so wenig sei eine
Inhumanität darin zu erblicken , wenn man die Haus¬
ordnung nicht wolle stören lassen ; auch wäre der Vorschlag ,
den Gefangenen jedes Mal die Wahl zu lassen , in vielen
Fällen gar nicht ausführbar . Der Fall , daß ein Verur -
theiiter verlangte , beschäftigt zu werden , und man ihm dieß
abschlage , könne wohl kaum eintreten .

Welcker ist der Ansicht , daß ein solcher Zwang zur
Arbeit dieser oder jener Art härter sepn könne , als das
Straferkenntniß , welches selbst das Doppelte der Strafe
auespricht , und erwähnt ein Beispiel , wo ein kürzlich glän¬
zend beförderter Beamter einem wegen Injurien in Arrest
sitzenden Bürger sogar das Lesen verboten habe .

Nachdem noch StaatSrath Jollp und die Abgeordneten
Trefurt und Hecker gesprochen , werden die Anträge
der Abgeordneten Welcker und Hecker bei der Abstimmung
abgelehnt , dagegen beschlossen , daß der Verurtheilte im
Gefängniß Beschäftigung soll verlangen können und dahin
die Redaktion abzuändcrn sei .

Schluß der Sitzung .
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In der Sitzung vom 11 . Dezember erbat sich der Abg .

Welcker für einen Augenblick das Wort , um in einer

wichtigen Angelegenheit eine Bitte und Anzeige an den

Präsidenten und die Kammer zu richten und äußerte :

Ich bitte den Herrn Präsidenten , den verantwort¬

lichen Mitgliedern des Ministeriums meinen Wunsch aus¬

zusprechen , i» einer der nächste » Sitzungen auf die durch

Interpellation zu stellenden Fragen sich erklären zu wollen :

1 . Ob die in Deutschland und Europa verbreiteten , das

größte Aufsehen erregenden angeblichen geheimen Beschlüsse

der Wiener Ministerialconferenz vom Jahr 1834 echt

sind ?

2 . Ob sie die badische Regierung genehmigt ? und

3 . ob die gegenwärtigen verantwortlichen Negierungs¬

mitglieder dasselbe als gültig und bindend in Ansehung
der Landesverwaltuug erklären und behandeln , und mit¬

hin die Verantwortlichkeit derselben auf sich nehmen ?

Ich wünschte sehnlichst , eine das Land beruhigende Er¬

klärung auf diese Fragen vernehmen zu können .
Ich wünschte dieses um so mehr , da ich mich sonst durch

den Verfassungscid in die traurigste Nothwendigkeit gesetzt
sehe, einen förmlichen Motionsantrag auf eine Minister¬
anklage und auf andere Maßregeln zur Sicherung der

verfassungsmäßigen Souveränität von Thron und Land
und aller wichtigen Verfassungsrechte zu stellen .

Ich würde diesen Antrag bereits auf den Tisch dieses
Hauses niedergclegt haben , wenn ich nicht , huldigend der

Ruhe und Mäßigung , welche stets die badische zweite
Kammer mit ihrer männlichen Verthcidigung der Verfas¬
sung verband , den Versuch hätte machen wollen , ob und
in wie weit vielleicht durch jene Interpellation das äus -

serste Mittel unserer Rechtsvertheidigung umgangen wer¬
den könne .

Deßhalb beschränke ich mich vorläufig auf die gestellte
Bitte und die eventuelle Vorausanzeige der bezcichneten
Motion .

gegen dieses Erkenntniß die Appellation an das Hofgericht

angezeigt und eingeführt ist.
Mathy . Ich wundere mich einigermaßen , daß der

Herr Regierungs - Direktor des Unterrheinkreises nicht

weiß . . .
Schaaff . Ich spreche hier als Abgeordneter , und

nicht als Regierung sdirector .

Mathy . In der Eigenschaft eines Abgeordneten wäre

das Nichtwissenwollen des Abg . Schaaff wohl erklärlich ,
aber in seiner Eigenschaft als Regierungsdirektor ist es

mir nicht erklärlich , daß er nicht weiß , daß der Staats¬

anwalt die Frist hat verstreichen lassen und die Gründe ,
warum er die Appellation nicht ausführte , zu den Akten

übergeben hat .
Welcker . Wenn auch das fragliche Werk mit polizei¬

lichem Beschlag belegt wäre , so dürfte der Kammer doch

Dasjenige , was in zwei Auflagen durch ganz Deutschland
verbreitet ist , mitgetheilt werden , und ich werde dieß

schon darum thun , damit die Kammer weiß und urtheilen
kann , wie man Schriften , die nicht verfolgt werden kön¬

nen , gleichwohl verfolgt hat .
Schaaff . Wenn ich hier an diesem Platze sitze , so

kann ich nicht als Regierungsdircctor , sondern nur als

Abgeordneter sprechen , denn wenn ich als Regierungs -

direclor zu sprechen hätte , würde ich zuweilen ganz anders

sprechen , als ich in der Eigenschaft eines Abgeordneten

spreche und dem Herrn Abgeordneten wäre vielleicht

manchmal gar nicht damit gedient , wenn ich als Regie¬

rungsdircctor hier zu sprechen die Befugniß hätte . Was

die Erläuterung des Abg . Mathy in Beziehung auf die

Beschlagnahme der fraglichen Schrift betrifft , so versichere

ich , daß ich davon nichts weiß , daß sich aber die Sache
allerdings so verhalten mag und auch so verhalten wird ,
weil der Abg . Mathy es sagt ,

v . Jtzstcin . Die Sache verhält sich allerdings so .

Damit wurde der Gegenstand verlassen .

Ich verbinde damit nun schließlich die Ueberreichung
meiner Schrift : „ Wichtige Urkunden für den
deutschen Rechtszustand "

, in welchem ich eine

kritische staatsrechtliche Würdigung jener Beschlüsse zunächst
zu dein Zwecke niederlegte , um dadurch nach dem Sinn
deS Art . 50 unserer Geschäftsordnung meinen Motions¬
antrag vvrzubereiten und zu unterstützen .

Schaaff . Ich muß nur darauf aufmerksam machen ,
daß das von dem Abg . Welcker bezeichne »- Werk mit polizei¬
lichem Beschlag belegt ist, daß zwar der Richter erster In¬
stanz diesen polizeilichen Beschlag nicht bestätigt hat , aber

j I21ste öffentliche Sitzung der 2 . Kammer .

j Karlsruhe , den 10. Dezember 1844 . Unter dem
i Vorsitze des Bicepräsidenten Bader . Auf der Regie-
| rungsbank : Staatsrath Iolly , Ministerialrath v . Jage -

i mann .
! DaS Sekretariat legt folgende Eingaben vor :

1 . Des ehemaligen Zuchtmeisters Kühm von Grombach ,

j um Pension oder Wiederanstellung .
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2 . Der Bürger aus der Altstadt zu Buchen , den Bau
des Amthauses daselbst betreffend .

3 . Des Gemcindcraths in Nordschwaben , Beförderung
der Zehntablösung betreffend .

4 . DeS AmtSrevisors Killy , NamcnS des Notariatsver -
eins , um einen Staatszuschuß zu Dotirung einer Witt -
wcn - und Waiseiikaffe für die Distriktsnotarc und
Assistenten .

Der Abg . Binz legt folgende Petitionen vor :
1 . Des JustizamtmannS Pfister in Heidelberg , womit

derselbe eine von ihm verfaßte Hymne für die Ent¬

hüllungsfeier des Standbilds Carl Friedrichs über¬
sendet .

2 . Des Bürgermeisters Fliechauf und Consorten in Gre ;-

hausen , Ersatz von Kriegskosten betreffend .
3 . Der Gemeinden Achkarren und Rotweil , die Unter¬

haltung der Bicinalstraßc auf der sogenannten fau¬
len Wag betreffend .

Fortsetzung der Diskussion über daS Strafge¬
setz nach den Beschlüssen der ersten Kammer .

§ . 42 . „ Gegen Denjenigen , welcher wegen eines mit
Zuchthausstrafe bedrohten Verbrechens , oder wegen Land¬
streichern , Bettel , Fälschung , Betrug , Wilderei oder Dieb¬
stahl zu einer Arbeitshausstrafe verurtheilr wird ,
ist zugleich , in so fern er für die öffentliche Sicherheit be¬
sonders gefährlich erscheint , auf Stellung unter polizei¬
liche Aufsicht , oder , wenn er ein Ausländer ist, unter
derselben Voraussetzung auf Landesverweisung zu
erkennen " — wird ohne Diskussion angenommen .

§ . 58 . „ Die Gefängnißstrafe kann auch dadurch geschärft
werden , daß dem Gefangenen die Vergünstigung entzogen
wird , sich bessere Kost reichen zu lassen , und zwar ent¬
weder während der ganzen Strafzeit oder während eines
bestimmten Theils derselben . Diese Schärfung findet keine
Anwendung auf die FestungSgefangcncn , welchen
die Vergünstigung , sich bessere Kost reichen zu lassen , auch
da nicht entzogen werden kann , wo die Arbeit öhaus -

strafe auf der Festung vollzogen wird ."

W e l ck e r trägt auf Wiederherstellung deS Wortes

„ Recht " in beiden Sätzen , statt „ Vergünstigung " an , weil
das Gesetz bei Gcfängnißstrafen überhaupt keine weitere
Beschränkung eintrcten lassen wolle , als daß es dem Ge¬
fangenen den Spielraum nehme , sich im Freien zu ergehen ;
ein . anderes Leiden wolle das Gesetz nicht , und wer nicht
dazu verurtheilt sei , daß ihm bessere Kost entzogen wer¬
den solle , habe ein Recht darauf .

Hecker unterstützt den Antrag .
Ministerialrath v . I a g r m a n n entgegnet , die Kammer

> sei von der Nothwendigkeit überzeugt , daß eine gewisse
j Haus - oder Gefangenordnunq bestehen müsse, die sich über
j Verköstigung ausspreche ; wolle nun in dieser Beziehung

eine Ausnahme angesprochen werden , so sei diese , wenn
sie crthcilt werde , allerdings eine Vergünstigung in An¬
sehung auf die anderen Gefangenen , die sich mit gewöhn¬
licher Kost begnügen müssen .

B e kk erläutert , daß in der Sache selbst keine Meinungs¬
verschiedenheit mit dem Abg . Welcker bestehe ; ob eS in bei¬
den Sätzen Recht oder Vergünstigung heiße , sei gleichgiltig ,
und daß letzterer Ausdruck nicht mißdeutet werden könne ,
dafür liege die Bürgschaft darin , daß die Entziehung deS
Rechts , sich bessere Kost reichen zu lassen , als eine Schär¬
fung der Strafe bezeichnet sei , auf welche erkannt werden
müsse.

Hecker wendet ein , daß cS gar keine gesetzliche Ver¬
günstigung gebe , sondern bloS ein Recht , dadurch unter ,
scheide sich das Gesetz von der Willkühr ; wenn man eine
gesetzgeberische Sprache beibehaltcn und nicht Mißverständ¬
nisse herbeiführen wolle , so müsse in beiden Sätzen daS
Wort Recht gebraucht werden .

Nachizem noch Slaatsrath I o l l y und der Abg . Welcker ,
Weizel und Trefurt gesprochen , wird bei der Abstim¬
mung der Antrag verworfen , somit der Paragraph nach
der neuen Bestimmung der Kammer angenommen .

8 - >04 . „ Die Strafe deS beendigten Versuchs eines
Verbrechens , welches im Falle der Vollendung Dienst¬
en t sc tz u n g zur Folge haben würde , bestehr in Die n st-
entsetzu ng oder Dienstenlassu ng , und , wenn cS
im Falle der Vollendung Dienstentlassung zur Folge
hätte , ebenfalls in Dienstentlassung , die Strafe deS
nicht beendigten Versuchs bei Verbrechen , die im
Falle der Vollendung mit Dienstentsetzung zu bestrafe »
wären , in Dienstentlassung , und bei Verbrechen , welche im
Falle der Vollendung mit Dienstentlassung ge¬
troffen würden , in Gefängnißstrafe bis zu drei
Monaten ."

§. 105 . „ ( Freiwil 1 igeS Aufgcben des versuch¬
ten Verbrechens ) . Hat der Thäter nach einem nicht
beendigten Versuche daS Verbrechen freiwillig wie¬
der ausgegeben , so- sind die Vcrsuchshandlungen alS solche
straflos . Enthalten sie jedoch selbst ein eigenes Verbrechen ,

l so tritt die hierdurch verschuldete Strafe ein . "

Werden ohne Erinnerung nach dem EommissionSantrag
angenommen .

( Fortsetzung folgt .)
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